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Zugestellt

am 90 November 4970

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

oeoooooooooo oooooooooooooooooooooooooo

g e g e n

Beklagter und Revisionsklägero

Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung gemäß 5 424 Abs„ 2 des
Sozialgerichtsgesetzes am 22„ Oktober 4970 durch

Senatspräsident

Bundesrichter Dr{) M a i

Bundesrichter S c h i n

Bundessozialrichter Dr° J a n

Bundessozialrichter S z a b l

für Recht erkannte

S

d l e r

i

€

Dr° N e u h a u s
— Vorsitzender —‚

c h

‘)

w s k i

und

und

Auf die Revision des Beklagten werden die Urteile

des Sozialgerichts Berlin vom 200 Dezember 4966

und des Landessozialgerichts Berlin vom 460 Mai

4968 aufgehoben„ Die Klage wird abgewiesen(}

Außergeriohtliohe Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten°
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Die Klägerin erhält als Witwe ihres 1955 an einer mehr—

dienstbedingten Schädigung verstorbenen Ehemannes

Witwenversorgung (Grund— und Ausgleichsrente) nach dem

Bundesversorgungsgesetz (BVG)O Außerdem gewährt ihr die

Landesversicherungsanstalt Berlin —LVAB— seit dem
‚10 Januar 1955 eine Witwenrentec Gegenstand des Rechts—

streits ist die Rechtmäßigkeit des Bescheides der Ver—

sorgungsbehörde vom 510 März 1966, durch den die Ver—

sorgungsbezüge auf Grund der nach dem achten Rentonan»

passungsgesetz (8° RAG) vom 220 Dezember 1965 (BGBl I

1965, 2114) eingetretenen Erhöhung der von der LVAB ge—
währten Rente ab 10 Juni 1966 neu

festgestellt werden sind„

Auf Grund des 60 RAG vom 21° Dezember 1965 (BGBl I 1965,
1008) war die Witwenrente aus der gesetzlichen Sozialver»

sicherung ab 10 Januar 1964 von 75,20 DM auf 80,50 DM

monatlich erhöht worden° Für die Zeit vom 10 Januar 1964

bis zum 510 Mai 1964 wurden gemäß Neufeststellungsbeschei■

vom 260 Mai 1964 die Versorgungsbezüge unter Zugrunde—

legung des Einkommens von 75,20 DM auf 214,—— DM monatlich

festgesetzt° Durch den nach 5 60 a BVG erlassenen Neufest—

stellungsbescheid vom 25° März 1964 wurden ab 10 Juni 1964

80,50 DM der Neufeststellung zugrunde gelegt und — unter

Berücksichtigung der Freibeträge — Versorgungsbezüge von
210,—— DM monatlich gewährte Nach dem 70 RAG ergab sich

eine Erhöhung der Witwenrente der LVAB von 80,50 DM auf

86,60 DM° Weil der Unterschiedsbetrag des Nettoeinkommens

im Vergleich zu dem nach dem 60 RAG mit 6,50 DM unter

10,—— DM geblieben war, wurde eine Neufeststellung der

Versrogungsbezüge nicht vorgenommen und dies der Klägerin

am 15° März 1965 mitgeteilt° Am 20„ Januar 1966 wurde in

einem Vermerk der Versorgungsbehörde festgehalten, daß
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sich gegenüber der letzten Einko—Erhebung vom 4„ Juni

4964 nichts geändert habec Nachdem die Rente der LVAB

auf Grund des 80 RAG von bis dahin 86,60 DM auf 92,70 DM

erhöht worden war‚ stellte das Versorgungsamt (VersorgA)

mit Bescheid vom 540 März 4966 nach 5 62 BVG die Versor—
gungsbezüge der Klägerin ab 40 Juni 4966 neu fest, legte

als anzurechnendes Einkommen 92,70 DM zugrunde und ge—

langte nach Abzug der Freibeträge zu Versorgungsbezügen

von 204‚—— DM monatlich° Der Widerspruch der Klägerin

gegen die Berücksichtigung der Rentenerhöhungen nach dem

70 und 8° RAG wurde zurückgewiesen° Durch Urteil vom
‘

200 Dezember 4966 hat das Sozialgericht (SG) unter Ab— .

änderung der Bescheide vom 540 März 4966 und 60 Mai 4966

(Hiderspruchsbescheid) den Beklagten verurteilt, den

Schutzbetrag von 40,——DM (5 62 Abs„ 4 Satz 2 BVG) für
das 70 und 80 RAG je gesondert anzusetzen° Es hat die

Berufung zugelassen° Mit Urteil vom 460 Mai 4968 hat das

Landessozialgericht (LSG) die Berufung des Beklagten zu—

rückgewieseno Es hat ausgeführt, der Beklagte sei nicht

berechtigt gewesen, eine Neufeststellung der Versorgungs—

bezüge nach @ 62 Abs° 4 Satz 2 BVG:■F des Zweiten Neu—

ordnungsgesetzes (2° NOG} wegen Überschreitung des Schutz-

betrages von 40‚—— DM vorzunehmen, nachdem die Rente der

LVAB nach dem 80 RAG von 86,80 DM auf 92,70 DM erhöht

worden sei und — vorher — die Erhöhung nach dem 7° RAG —
von 80,50 DM auf 86,60 — außer Betracht geblieben seio
Der von dem 45„ Senat des LSG Berlin vertretenen Auffas—

sung, es sei unbeachtlich‚ ob die Erhöhung durch einen

Betrag oder durch die Summe mehrerer Teilbeträge zu
einer Überschreitung des Schutzbetrages von bis zu

40‚——DM und damit zu der Notwendigkeit einer Neufest—
stellung wegen wesentlicher Änderung der Verhältnisse im

Sinne des 5 62 Absq 4 Satz 2 BVG führe‚ könne nicht ge—
folgt werden„ Der Anwendung dieser Vorschrift stehe im

vorliegenden Falle jedenfalls die Mitteilung des Beklagten

an die Klägerin vom 450 März 4965 entgegen, daß eine
. _ 4 _
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Neufeststellung auf Grund der durch das 70 RAG einge—
tretenen Erhöhung der LVAB—Rente nicht erfolgen werde°

In dieser Mitteilung müsse ein rechtsgestaltender Ver—

waltungsakt erblickt werden‚ mit dem die Versorgungs—

behörde eine Entscheidung dahin getroffen_habe, daß sie

die durch das 70 RAG eingetretene Erhöhung der Versicher—

tenrente nicht zum Anlaß weiterer Feststellungen machen

werde„ Im Hinblick auf den das gesamte öffentliche Recht

beherrschenden Vertrauensgrundsatz habe. sich damit die

Versorgungsbehörde festgelegt„ Die Klägerin habe nicht

mehr zu erwarten brauchen, daß die Versorgungsbehörde auf

die Einkommenserhöhung nach dem 7° RAG zurückkommen werdeo
Die Klägerin müsse, nachdem sie sich auf Grund der Mit—

teilung des Beklagten mit ihrer Rente eingerichtet habe‚

in diesem Vertrauen geschützt werdeno Es könne dahinstehen„

welche Auslegung die durch das 50 NOG geänderte Fassung

des 5 62 BVG zulasse, da hier nur € 62 BVG idF des 20 NOG

zu beurteilen Seio

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletzung

des S 62 Abs° 4 Satz 2 BVG„ Die Benachrichtigung vom 450

März 4965 stelle eine schlichte Mitteilung, eine Verwal—
tungsäußerung ohne Bindungswirkung dar? durch die die

Klägerin davon unterrichtet worden sei‚ daß auf Grund der

durch das 7° RAG eingetretenen Erhöhung der Versicherten—

rente keine Neufeststellung erfolgen werdeo Diese Mit—

teilung könne deshalb auch keinen Vertrauensschutz be—

gründen° Die Zusammenfassung der beiden Rentenerhöhungen

als wesentliche Änderung der Verhältnisse sei durch
5 62 Abs° 4 Satz 2 BVG gerechtfertigto Es sei unbeachtlich„
ob die Erhöhung auf einem oder mehreren Teilbeträgen beruheo

Dies habe auch der Bundesminister für Arbeit und Sozial—

ordhung (BMA) in dem Rundschreiben vom 240 April 4964

— V/2 — 5254 — 2075/64 — anerkannte Die abweichende Auf»
fassung müsse auch zu Ungerechtigkeiten und zu einer ‘

‚....;—
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Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes führen, da dann

mehrere Erhöhungen der Rente unter 10,—— DM unberücksich—

tigt bleiben müßten, obgleich der Gesamtbetrag erheblich

über 40,—— DM hinausgehen könnte, andererseits eine ein—

malige, die Grenze von 40,—— DM nur wenig überschreitende

Erhöhung aber eine Neufeststellung nach sich ziehe° Bei

einer Witwe, deren Ehemann erst jetzt an einem Versorgungs—

leiden gestorben_sei‚ müsse die LVAB—Rente in voller

Höhe berücksichtigt werden; bei einer Witwe‚ die ihre
Versorgungsbezüge schon längere Zeit erhalte, müßten

die niedrigen, unter 40‚—— DM bleibenden Anpassungs—
sätze jahrélang unberüoksichtigt bleibeno Deshalb sei

die Anrechnung der zusammengefaßten Rentenerhöhungen zu—
lässig‚ obgleich das Gesamteinkommen der Klägerin sich

nach dem 80 RAG um 2,90 DM gemindert statt erhöht habe

{296,60 DM gegen 295,70 DM)„ Hier greife auch nicht die

Schutzwirkung des 5 62 BVG ein, daß die Stetigkeit der

Rente gewährleistet werde° >

Der Beklagte beantragt,

die Urteile des SG und des LSG abzuändern

und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärte

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und deshalb

zulässig° Sie ist auch sachlich begründet°

Nach % 62 Abs° 4 Satz 2 BVG in der hier anzuwendenden

Fassung des 2° NOG vom 2’I° Februar 1964 (BGBl I 85)„}

ist eine Änderung der Verhältnisse nicht wesentlich

- 6 _
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'(im Sinne des % 62 Abs, 4 Satz 4 BVG), wenn sich das
Nettoeinkommen um weniger als 40,—— Deutsche Mark monatlich

erhöht oder das Durchschnittseinkommen im Sinne des 5 50
Abs° 4 BVG um weniger als 40 Deutsche Mark mindert, In

dem Urteil vom 240 April 4966 — 9 RV 866/65 — (BSG 25, 4

: BSG in SozR Nro 52 zu 5 62 BVG) hat der erkennende
Senat entschieden, daß die Neufeststellung einer end—
gültig festgestellten Ausgleichsrente wegen einer Ein—

kommenserhöhung unter 40,—— DM gemäß 5 62 Abs, 4 Satz 2 BVG

idF des 20 NOG unzulässig ist, und daß eine solche Ein—

kommenserhöhung auch dann nicht berücksichtigt werden darf,

wenn die Rente aus anderem Anlaß neu festgestellt wirdo
In dem streitigen Bescheid vom 540 März 4966 hat das

VersorgA der Berechnung der Ausgleichsrente die gesamte

nach dem 70 und 8„ RAG sich ergebende Erhöhung der Ver—

sichertenrente der Klägerin von 80,50 DM (über 86,60 DM?

auf 92,70 DM, somit einen erhöhten Betrag von 42,40 DM,

zugrunde gelegto Das LSG hat in der Benachrichtigung der

Versorgungsbehörde an die Klägerin vom 450 März 4965

darüber, daß eine Neufeststellung der Rente auf Grund

der durch das ?, RAG eingetretenen Erhöhung nicht vor—
' genommen werde, einen Verwaltungsakt erblickto Damit

habe die Versorgungsbehörde eine bindende Regelung dahin—

gehend getroffen, diese Erhöhung der Rente nicht zum

Anlaß weiterer Feststellungen zu nehmen, Das Vertrauen

der Klägerin, die sich auf diese Mitteilung mit ihrer
Rente eingerichtet habe, dürfe nicht enttäuscht werden,

Diese Auffassung des LSG verkennt die rechtliche Bedeu—

tung des Schreibens des VersorgA vom 450 März 4965„ Ob

eine Benachrichtigung als eine Regelung durch Verwaltungs—

akt anzusehen ist oder ob bei ihr eine schlichte Mitteilung

über Tatsachen oder Rechtsverhältnisse vorliegt, hängt

davon ab, ob die Versorgungsbehörde sich erkennbar auf

die Bekanntgabe eines Sachverhalts oder einer Rechtsfolge

_’7_.
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beschränken oder eine Regelung treffen will, durch die‘

das Rechtsverhältnis auf eine neue, frühere Bescheide

ersetzende Grundlage gestellt werden soll (vglo BSG
Urteile vom 50 Juli 4966 — 9 RV 428/64 — und vom 25°

November 4965 — 9 RV 270/65 = BVBl 4967 S„ 54 und 4966

S° 54)„ Dabei muß die Versorgungsbehörde eine von ihr

abgegebene Erklärung so gegen
sich gelten lassen, wie

sie von dem Empfänger verstanden werden muß oder doch

— bei verständiger Würdigung der gesamten Umstände — ver—

standen werden kanno Im vorliegenden Falle lassen Form

und Inhalt der Mitteilung nicht erkennen, daß die Ver—

sorgungsverwaltung eine Regelung treffen wollte, durch

die das Rechtsverhältnis auf eine neue Grundlage gestellt

werden sollte° Sie hat der Klägerin deshalb auch nur
nitgeteilt, daß auf Grund der Einkommenserhöhung nach

dem 70 RAG eine Neufeststellung der Versorgungsbezüge

nicht vorgenommen werde° Sie hat sich damit auf die

Bekanntgabe einer — negativen — Rechtsfolge auf Grund

eines bestimmten Sachverhalts beschränkt und zum Aus—

druck gebracht, daß die Erhöhung der LVAB—Rente keinen

Anlaß zu einer von früheren Bescheiden abweichenden

Entscheidung durch Verwaltungsakt geben könneo Damit ging

sie nicht über die Unterrichtung der Klägerin über eine

sich aus dem Gesetz ergebende Rechtsfolge hinauso Ins—

besondere blieb auf Grund dieser Mitteilung völlig offen,
ob nicht spätere zusätzlich eintretende Umstände — hier

die Erhöhung der LVAB—Rente nach dem 80 RAG — die gesetz—

lichenVoraussetzungen für eine Neufeststellung der Witwen—

rentenbezüge nach dem BVG wegen wesentlicher Änderung

der Einkommensverhältnisse begründen könnten° Das

Schreiben vom 45° März 4965 ist in der rechtlichen Wir—

kung der Postkartenmitteilung vergleichbar, die Gegenstand

der Entscheidung des erkennenden Senats vom 250 November

4965 war„ Dort hatte die Versorgungsverwaltung dem Vér—

sorgungsberechtigten mitgeteilt, daß die Rente nicht neu

_ 8 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

festzustellen sei, weil eine wesentliche Änderung nicht

eingetreten sei (BVBl 4966 8,54), Der Zweck der Mittei—
lung vom 450 März 4965 unterscheidet sich aber auch

wesentlich von einer Erklärung der Versorgungsbehörde

im Umanerkennungsbescheid, daß eine ärztliche Nachunter—

suchung nicht beabsichtigt sei, In einer solchen im

Hinblick auf 5 86 Abs° 5 BVG abgegebenen Erklärung ist

in der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ein

begünstigender Verwaltungsakt erblickt worden, weil die,

Versorgungsbehörde damit von einer rechtlich erheblichen

Wahlmöglichkeit Gebrauch gemacht und damit auch eine Ent—

scheidung getroffen habe, die einer späteren Nachunter—

suchung mit den sich aus 5 86 Abs° 5 BVG ergebenden Eolgen

entgegenstehe (vglo BSG 6, 475, 477; 44, 256, 258 £), In

einem solchen Fall hat die "Mitteilung" keinen bloß

orientierenden Charakter, sondern dient der Konkretisierung

eines öffentlich—rechtlichen Dauerrechtsverhältnisses mit

gestaltender Wirkung und schließt deshalb in einem bestimm—

ten Rahmen (vorbehaltlich der Neufeststellung wegen wesent—

licher Änderung der Verhältnisse) die Möglichkeit aus,
dieses Rechtsverhältnis durch Nachuntersuchung und daraus

abzuleitende Folgerungen zu ändern (BSG 6, 478}, Daß aber
eine solche Gestaltung des Rechtsverhältnisses für die

Zukunft Gegenstand und Inhalt der Mitteilung vom 45, März

4965 gewesen sein sollte, kann ihr nicht entnommen werden,

da sie im Ergebnis nur zum Ausdruck bringt, es bedürfte

mit Rücksicht auf die Rentenerhöhung nach dem 70 RAG keiner

Neufeststellung° Damit wird nicht mehr als eine sich aus dem

Gesetz ergebende Folgerung mitgeteilto Diese Benachrichti—

gung kann deshalb auch nicht die Grundlage für einen über

den Sinn dieser Benachrichtigung hinausgehenden Ver—

trauensschutz sein°

Für die Neufeststellung einer Rente nach 5 62 Abs, 4
Satz 2 BVG idF des 2° NOG ist auch unerheblich, ob die

...9...
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Erhöhung des Einkommens im Betrage von
40,—— DM auf einem

oder mehreren Ereignissen (hier Rentenerhöhungen nach

dem 70 und 80 RAG)beruht, Dem%62 Abs° 4 Satz 2 BVG
ist nur zu entnehmen, daß eine Neufeststellung nicht er—

folgen darf, solange der höhere Betrag von 40‚—— DM nicht

erreicht ist„ Deshalb kommt es auf die zeitliche Folge

der Einkommenserhöhungen nicht ano Da bei der letzten

durch eine Einkommenserhöhung veranlaßten Neufeststellung

vom 230 März 4964 eine LVAB—Rente der Klägerin in Höhe von

80,50 DM zugrunde gelegt worden war, lagen nach Bewilli—

gung der Rente gemäß dem 7° und 80 RAG, dh() auf Grund

einer Erhöhung der Rente von 80,50 DM auf insgesamt .?»

92,70 DM, die Voraussetzungen für eine Neufeststellung

der Versorgungsrente wegen wesentlicher Änderung des

Nettoeinkommens im Sinne des 5 62 Abso 4 Satz 2 BVG vor°

Mit Recht hat der Beklagte auf die Folgerungen hingewiesen,

die sich ergeben müßten, wenn nur jede einzelne Rentener—
höhung für sich bei der Beurteilung, ob eine wesentliche

Änderung eingetreten ist, in Betracht gezogen werden
dürfteo Dann wäre bei der Witwe, deren Versorgungsrente

für einen bestimmten Zeitpunkt zu berechnen wäre, die

gesamte LVAB—Rente zugrunde zu legen; eine andere Witwe,

die schon zu einem früheren Zeitpunkt Versorgungsrente

erhalten hätte, bliebe aber von einer Neufeststellung ver—

schont, solange die einzelnen Erhöhungen nach den Renten—

anpassungsgesetzen den Betrag von 40,—— DM nicht erreich—

ten° Sie würde also ein wesentlich höheres Gesamteinkömmen

— ohne die Möglichkeit eines nachträglichen Ausgleichs —
als die andere Witwe erhalten und behalten° Eine solche
unterschiedliche Behandlung kann nicht der Sinn der

Schutzvorschrift des 5 62 Abse 4 Satz 2 BVG seine Der in
dem nicht veröffentlichten Rundschreiben des BMA vom 240

April 4964 — V/2 — 5254 — 2075/64 — vertretenen Auffa„—‚

sung, daß es unbeachtlich sei, ob die Erhöhung durch

einen Betrag oder mehrere Teilbeträge bedingt sei, ist

“"/IO"

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...qO...

deshalb zuzustimmen (so auch van Nuis—Vorberg‚ Das Recht

der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen, VI°

Teil 4965 So 58 unter Hinweis auf das Rundschr° vom

24° April 4964 — ebenso Sigmund in Vers° B0 4965 SO 84

und Kühne in Die Praxis 4966 S„ 489)°

Da hiernach die Urteile des SG und des LSG auf einer

Verletzung des 5.62 Abs„ 4 Satz 2 BVG beruhen unC über
die Höhe der im Bescheid vom 549 März 4966 festgestellten

Versorgungsbezüge im übrigen kein Streit besteht, waren

die vorbezeichneten Urteile aufzuheben und die Klage ab—
zuweisen°

Die Kostenentscheiduné beruht auf 5 495 SGG°
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